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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung soldatenrechtlicher
Vorschriften

A. Problem und Ziel

Die seit 2001 erfolgten Veranderungen im taglichen Dienst und in der Personalstruktur der
Bundeswehr haben aufgezeigt, dass die bestehenden Regelungen des Soldatengesetzes
und der Wehrdisziplinarordnung zur zeitnahen und angemessenen statusrechtlichen oder
disziplinarrechtlichen Reaktion auf Dienstvergehen, wie beispielsweise politischen oder
religidsen Extremismus oder Straftaten von erheblichem Gewicht, etwa im Zusammen-
hang mit sexuellem Missbrauch oder Kinderpornographie, nicht mehr ausreichend effi-
zient sind.

In den Jahren 2017 bis 2019 dauerte ein Disziplinarverfahren von Aufnahme der Vorer-
mittlungen bis zu dessen Beendigung durch eine gerichtliche Entscheidung durchschnitt-
lich Gber 30 Monate. Dies resultierte auch aus der hohen Belastung der Wehrdisziplinar-
anwaltschaften und der Truppendienstgerichte. Im Ergebnis wurde so haufig eine schnelle
und effektive Reaktion auf Dienstvergehen verhindert.

Auch die rechtliche Unzulassigkeit der dienstrechtlichen Entlassung von Soldatinnen und
Soldaten nach dem vierten Dienstjahr, sorgt im Ergebnis dafiir, dass eine schnelle und
angemessene Reaktion auf einschlagige Dienstvergehen unmaoglich gemacht wird.

B. Losung

Die geplante Anderung des Soldatengesetzes eroffnet die Moglichkeit, auf besonders
schwere Dienstvergehen auch dann schnell und wirksam dienstrechtlich zu reagieren,
wenn sie von Soldatinnen und Soldaten auf Zeit begangen werden, die bereits langer als
vier Jahre dienen. Zukunftig kann auch bei bereits langer dienenden Soldatinnen und Sol-
daten auf Zeit als Reaktion auf schuldhafte Dienstpflichtverletzungen das Dienstverhaltnis
schnell und zeitnah beendet werden, sofern es sich um besonders schwere Falle handelt
und das Dienstverhaltnis noch nicht langer als acht Jahre besteht.

Durch die beabsichtigten Anderungen der Wehrdisziplinarordnung wird die Méglichkeit
geschaffen, bereits auf einfacher disziplinarrechtlicher Ebene und somit ohne Durchflih-
rung eines langwierigen gerichtlichen Disziplinarverfahrens, unmittelbar und spurbar auf
Dienstvergehen zu reagieren.
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Auch die Anwendbarkeit verfahrensbeschleunigender gerichtlicher Entscheidungen soll
ausgeweitet werden, so dass die Truppendienstgerichte insgesamt entlastet werden und
gerichtliche Disziplinarverfahren im Ergebnis schneller bearbeitet werden kénnen.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Es entstehen flr den Bund geschatzte jahrliche Haushaltsausgaben in Héhe von circa
33 Millionen Euro.

E. Erfullungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand fir Biirgerinnen und Biirger

Fur Bldrgerinnen und Burger entsteht kein Erfullungsaufwand, da das Gesetz keine dies-
bezuglichen Regelungen enthalt.

E.2 Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Der Wirtschaft entsteht kein Erflllungsaufwand, da sie von dem Gesetz nicht betroffen ist.

Davon Burokratiekosten aus Informationspflichten

Keine.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Durch das Gesetz entsteht der Bundesverwaltung ein geschatzter jahrlicher Erfullungs-
aufwand in Hohe von 186 240 Euro. Die Lander sind nicht betroffen.

F. Weitere Kosten

Die Wirtschaft, insbesondere die mittelstandische Wirtschaft, ist nicht betroffen. Auswir-
kungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisni-
veau, sind nicht zu erwarten.

Bei den Truppendienstgerichten kann es zu einer geringfiigigen finanziellen Entlastung
kommen.
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Bundesrepublik Deutschland Berlin, 7. August 2020
Die Bundeskanzlerin

An den

Prasidenten des Bundesrates
Herrn Ministerprésidenten
Dr. Dietmar Woidke

Sehr geehrter Herr Prasident,

hiermit Ubersende ich gemal? Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes den von der
Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung soldatenrechtlicher Vorschriften
mit Begriindung und Vorblatt.

Federfuhrend ist das Bundesministerium der Verteidigung.

Mit freundlichen GriRen
Dr. Angela Merkel

Fristablauf: 18.09.20
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Entwurf eines Gesetzes zur Anderung soldatenrechtlicher Vorschriften

vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Anderung des Soldatengesetzes

Das Soldatengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Mai 2005 (BGBI. |
S. 1482), das zuletzt durch Artikel 64 des Gesetzes vom 20. November 2019 (BGBI. |
S. 1626) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:
1. Dem 8 30 wird folgender Absatz 6 angefigt:

»(6) Der Dienstherr ermoglicht dem Soldaten die unentgeltliche Beférderung in 6f-
fentlichen Eisenbahnen, wenn der Soldat wahrend der Beforderung Uniform tragt. Eine
Rechtsverordnung bestimmt das Nahere Uber die Voraussetzungen und die weitere
Ausgestaltung des Anspruchs.”

2. 8§55 Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

»(5) Ein Soldat auf Zeit kann wahrend der ersten vier Dienstjahre fristlos entlassen
werden, wenn er

1. seine Dienstpflichten schuldhaft verletzt hat und

2. sein Verbleiben in seinem Dienstverhaltnis die militarische Ordnung oder das An-
sehen der Bundeswehr ernstlich gefahrden wirde.

In besonders schweren Fallen kann eine fristlose Entlassung auch noch bis zum Ende
des achten Dienstjahres erfolgen.”

3. 893 Absatz 2 wird wie folgt geandert:
a) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 3 eingefigt:

»3. die Regelungen zur Ermdéglichung einer unentgeltlichen Beftrderung nach
8 30 Absatz 6,".

b) Die bisherigen Nummern 3 bis 7 werden die Nummern 4 bis 8.
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Artikel 2

Anderung der Wehrdisziplinarordnung

Die Wehrdisziplinarordnung vom 16. August 2001 (BGBI. | S. 2093), die zuletzt durch
Artikel 15 des Gesetzes vom 4. August 2019 (BGBI. | S. 1147) geéandert worden ist, wird
wie folgt gedndert:

1. Die Inhaltstibersicht wird wie folgt gefasst:

LInhaltstbersicht

Teil 1
Allgemeiner Teil
§1 Sachlicher und personlicher Geltungsbereich
§2 Friher begangene Dienstvergehen
§3 Akteneinsicht durch den Soldaten
§4 Beteiligung der Vertrauensperson
§5 Zustellungen
8§86 Belehrung Uber Rechtsmittel und Rechtsbehelfe
§7 Disziplinarbuch
§8 Tilgung
§9 Auskiinfte
§10 Entschéadigung von Zeugen und Sachversténdigen
Teil 2
Formliche Anerkennungen
§11 Voraussetzungen und Arten der formlichen Anerkennungen
§12 Zustandigkeit zum Erteilen férmlicher Anerkennungen
§13 Erteilen formlicher Anerkennungen
8§14 Rucknahme férmlicher Anerkennungen

Teil 3

Disziplinarmaf3nahmen

Kapitel 1
Allgemeines
8§15 DisziplinarmaRnahmen, Ermessensgrundsatz
§16 Verhéltnis der Disziplinarmalinahmen zu Strafen und Ordnungsmafnahmen

8§17 Zeitablauf



§18

§19

§20

§21

§22

§23

§24

§25

§26

§ 27

§28

§29

§30

§31

§32

§33

§34

§35

§ 36

§37

§ 38

§39

§40

§41
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Verbot mehrfacher, Gebot einheitlicher Ahndung
Gnadenrecht

Durchsuchung und Beschlagnahme

Vorlaufige Festnahme

Kapitel 2
Einfaches Disziplinarverfahren

Abschnitt 1
Einfache DisziplinarmaRnahmen

Arten der einfachen Disziplinarmalinahmen
Verweis, strenger Verweis
DisziplinarbulRe
Ausgangsbeschrankung
Disziplinararrest

Abschnitt 2

Disziplinarbefugnis

Disziplinarvorgesetzte
Stufen der Disziplinarbefugnis
Zustéandigkeit des néachsten Disziplinarvorgesetzten
Zustandigkeit des nachsthdheren Disziplinarvorgesetzten
Disziplinarbefugnis nach dem Dienstgrad

Abschnitt 3

Ausiibung der Disziplinarbefugnis

Ermittlungen des Disziplinarvorgesetzten
Prifungspflicht des Disziplinarvorgesetzten
Bindung an tatsachliche Feststellungen anderer Entscheidungen
Selbstandigkeit des Disziplinarvorgesetzten
Absehen von einer Disziplinarmalnahme
Verhéngen der Disziplinarmaf3nahme
Richtlinien fiir das Bemessen der DisziplinarmaRnahme
Anrechnung von Freiheitsentziehung auf die DisziplinarmaBnahme
Mitwirkung des Richters bei der Verhangung von Disziplinararrest

Disziplinarvorgesetzter und gerichtliches Disziplinarverfahren
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Abschnitt 4

Beschwerde gegen Malinahmen und Entscheidungen des Disziplinarvorgesetzten

§42 Anwendung der Wehrbeschwerdeordnung

Abschnitt 5
Nochmalige Priifung

§43 Aufhebung einer DisziplinarmafRnahme bei nachtréglichem Straf- oder BuRgeldverfahren
§44 Aufhebung oder Anderung einer Disziplinarmanahme aus anderen Griinden
8§45 Verfahren bei Aufhebung oder Anderung einer DisziplinarmalRnahme
§ 46 Dienstaufsicht

Abschnitt 6

Vollstreckung

8§47 Vollstreckbarkeit der DisziplinarmaBnahmen
§48 Vollstreckender Vorgesetzter
§49 Aussetzung, Aufschub und Unterbrechung der Vollstreckung
8§50 Vollstreckung von Verweis und strengem Verweis
§51 Vollstreckung von Disziplinarbuf3en
§ 52 Vollstreckung der Ausgangsbeschrénkung
8§53 Vollstreckung und Vollzug von Disziplinararrest
§54 Ausgleich bei nachtréglicher Aufhebung einer vollstreckten Disziplinarmafnahme
§ 55 Behelfsvollzug bei Disziplinararrest
§ 56 Vollstreckung von DisziplinarbuRen und Disziplinararrest im Zusammenhang mit dem Entlassungstag
§ 57  Verjahrung der Vollstreckung

Kapitel 3
Das gerichtliche Disziplinarverfahren

Abschnitt 1
Gerichtliche DisziplinarmaBnahmen
§ 58 Arten der gerichtlichen Disziplinarmanahmen
§ 59 Kirzung der Dienstbeziige
8§ 60 Beforderungsverbot
§61 Herabsetzung in der Besoldungsgruppe
§62 Dienstgradherabsetzung
8§63 Entfernung aus dem Dienstverhéltnis

§ 64 Kiirzung des Ruhegehalts



§65

§ 66

§67

§ 68

§69

§70

§71

§72

§73

§74

8§75

§76

8§77

§78

8§79

§80

§81

§82

§83

§84

§85

§ 86

§ 87
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Aberkennung des Ruhegehalts
Aberkennung des Dienstgrades
DisziplinarmaRnahmen gegen frihere Soldaten, die als Soldaten im Ruhestand gelten

Abschnitt 2
Wehrdienstgerichte

Bestimmung der Wehrdienstgerichte

Unterabschnitt 1
Truppendienstgerichte
Errichtung
Zustandigkeit
Zusammensetzung
Préasidialverfassung
Dienstaufsicht
Ehrenamtliche Richter
Besetzung
Grol3e Besetzung
Ausschluss von der Ausibung des Richteramtes
Saumige ehrenamtliche Richter
Ruhen und Erléschen des Amtes als ehrenamtlicher Richter

Unterabschnitt 2

Bundesverwaltungsgericht
Wehrdienstsenate, Errichtung, Zusammensetzung, Zustandigkeit

Abschnitt 3

Wehrdisziplinaranwalte

Organisation und Aufgaben

Abschnitt 4
Allgemeine Verfahrensvorschriften
Verfahren gegen frihere Soldaten
Aussetzung des gerichtlichen Disziplinarverfahrens
Bindung an tatséchliche Feststellungen anderer Entscheidungen
Verhandlungsunfahigkeit des Soldaten
Zeugen und Sachverstandige

Unzulassigkeit der Verhaftung
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§88

§89

§90

§91

§92

§93

§94

§95

§ 96

§97

§98

§99

§ 100

§101

§102

§103

§ 104

§ 105

§ 106

§ 107

§ 108

§ 109

§110

§111

Gutachten Uber den psychischen Zustand
Ladungen
Verteidigung
Ergénzende Vorschriften
Abschnitt 5
Einleitung des Verfahrens
Vorermittlungen
Einleitungsverfugung
Einleitungsbehoérden
Antrag des Soldaten auf Einleitung des Verfahrens
Nachtragliches gerichtliches Disziplinarverfahren

Abschnitt 6

Ermittlungen des Wehrdisziplinaranwalts

Ermittlungsgrundsétze

Abschnitt 7
Verfahren bis zur Hauptverhandlung

Einstellung
Anschuldigung
Zustellung der Anschuldigungsschrift
Anrufung des Truppendienstgerichts
Disziplinargerichtshescheid
Ladung zur Hauptverhandlung, Ladungsfrist

Abschnitt 8

Hauptverhandlung

Teilnahme des Soldaten an der Hauptverhandlung
Grundsatz der Nichtoffentlichkeit
Beweisaufnahme
Gegenstand der Urteilsfindung
Entscheidung des Truppendienstgerichts
Zahlung des Unterhaltsbeitrags
Unterhaltsleistung bei Mithilfe zur Aufdeckung von Straftaten

Unterzeichnung des Urteils, Zustellung



§112

§113

§114

§115

§116

§117

§118

§119

§120

§121

§122

§123

§124

§125

§126

§127

§128
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Abschnitt 9
Gerichtliches Antragsverfahren
Antragstellung
Verfahren

Abschnitt 10

Rechtsmittel

Unterabschnitt 1
Beschwerde

Bestimmungen fir das Beschwerdeverfahren

Unterabschnitt 2
Berufung
Zulassigkeit und Frist der Berufung
Einlegung und Begriindung der Berufung
Unzulassige Berufung
Zustellung der Berufung
Aktenlibermittlung an das Bundesverwaltungsgericht
Beschluss des Berufungsgerichts
Urteil des Berufungsgerichts
Bindung des Truppendienstgerichts
Verfahrensgrundsatze
Ausbleiben des Soldaten

Unterabschnitt 3
Rechtskraft

Rechtskraft gerichtlicher Entscheidungen

Abschnitt 11

Drucksache 444/20

Vorlaufige Dienstenthebung, Einbehaltung von Dienstbeziligen

Zuléssigkeit, Wirksamkeit, Rechtsmittel

Verfall und Nachzahlung der einbehaltenen Betrage

Abschnitt 12

Antragsverfahren vor dem Wehrdienstgericht bei nachtraglicher strafgerichtlicher Ahndung

Voraussetzungen und Zustandigkeit



Drucksache 444/20 -8-

Abschnitt 13

Wiederaufnahme des gerichtlichen Disziplinarverfahrens
§129 Wiederaufnahmegriinde
8§ 130 Unzulassigkeit der Wiederaufnahme
§ 131 Antrag, Frist, Verfahren
§ 132  Entscheidung durch Beschluss
§ 133 Mindliche Verhandlung, Entscheidung durch Urteil
§ 134  Rechtswirkungen, Entschadigung

Abschnitt 14
Vollstreckung von Disziplinarmal3nahmen

§ 135 Durchfuhrung der Vollstreckung

Abschnitt 15
Kosten des Verfahrens
§136 Allgemeines
§ 137 Umfang der Kostenpflicht
§138 Kostenpflicht des Soldaten und des Bundes
§ 139 Kosten bei Rechtsmitteln und Rechtsbehelfen
§ 140 Notwendige Auslagen
§ 141  Entscheidung uber die Kosten
§ 142 Kostenfestsetzung
Teil 4
Schlussvorschriften
§ 143 Sonderbestimmung fur Soldaten auf Zeit
§ 144 Besondere Entlassung eines Soldaten
§ 145 Bindung der Gerichte an Disziplinarentscheidungen
§ 146 Erméchtigung zum Erlass einer Rechtsverordnung
§ 147  Uberleitungsvorschriften

§ 148 Einschrankung von Grundrechten®.

2. Die Paragrafen und die Ubergeordneten Gliederungseinheiten erhalten jeweils die
Uberschrift, die sich aus der Inhaltsiibersicht ergibt.

3. In 817 Absatz 2 wird das Wort ,sechs” durch das Wort ,zwolf* ersetzt.

4. |In § 21 Absatz 5 Satz 1 wird das Wort ,vermerken* durch das Wort ,dokumentieren”
ersetzt.



10.

11.

12.

13.

14.

-9- Drucksache 444/20

§ 24 Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

a) Satz 1 wird wie folgt gefasst: ,Die DisziplinarbuRe darf den doppelten Monatsbe-
trag der Dienstbeziige oder des Wehrsoldes nicht tiberschreiten.”

b) In Satz 2 werden die Wérter ,einen Monat “durch die Wérter ,zwei Monate” ersetzt.

In 8 28 Absatz 1 Satz 3 werden die Worter ,der Nummern 1 bis 3“ durch die Worter
,des Satzes 2" ersetzt.

§ 30 wird wie folgt ge&ndert:

a) In Absatz 1 Nummer 2 wird nach dem Wort ,.begangen” das Wort ,worden” einge-
fugt.

b) In Absatz 2 Nummer 1 wird die Angabe ,Abs. 1 Nr.” durch die Woérter ,Absatz 1
Satz 2 Nummer* ersetzt.

In § 31 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 wird die Angabe ,Abs. 1 Nr.“ durch die Worter ,Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer* ersetzt.

§ 40 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 2 Satz 5 wird wie folgt gefasst:
.Dem Antrag sind die nach § 32 entstandenen Vorgange beizufigen.”

b) In Absatz 5 Satz 5 wird das Wort ,sinngem&R* durch das Wort ,entsprechend” er-
setzt.

Dem § 92 Absatz 2 wird folgender Satz angefugt:

.Der Soldat ist Uiber das Dienstvergehen, dessen er verdachtigt wird, die Vorermittlun-
gen und die fur ihre Durchfiihrung erforderliche Verarbeitung seiner personenbezoge-
nen Daten zu unterrichten, sobald dies ohne Gefahrdung des Ermittlungszwecks mog-
lich ist.”

§ 102 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

»1. die erforderliche Disziplinarmaflinahme verhangen, wenn keine schwerere Diszip-
linarmaflRnahme als eine Dienstgradherabsetzung verwirkt ist,".

In 8 112 Satz 1 werden die Worter ,,dem Dritten Abschnitt dieses Gesetzes" durch die
Worter ,Teil 3 Kapitel 3“ ersetzt.

In § 143 Absatz 1 Satz 1 werden die Worter ,wahrend der ersten vier Dienstjahre” ge-
strichen.

In 8 146 werden die Worter ,,88 24, 126 und des 1. Unterabschnittes des Dritten Ab-
schnitts* durch die Worter ,.88 24 und 126 sowie von Teil 3 Kapitel 3 Abschnitt 1“ er-
setzt.
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Artikel 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkiindung in Kraft.
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Begriindung

A. Allgemeiner Teil

l. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Die Dienstrealitdt macht eine Anpassung des statusrechtlichen Entlassungstatbestandes
erforderlich, um auch aufRerhalb langwieriger disziplinargerichtlicher Verfahren effektiv und
tat- sowie schuldangemessen auf Dienstvergehen von Soldatinnen und Soldaten auf Zeit
reagieren zu kénnen.

Die in den letzten 18 Jahren erfolgten Veranderungen in der Personalstruktur der Bundes-
wehr sowie im taglichen Dienst der Soldatinnen und Soldaten haben eine Dienstrealitét
geschaffen, die eine grundlegende Modernisierung der disziplinarrechtlichen Verfahrensre-
gelungen der seit der letzten Novellierung im Jahre 2001 im Wesentlichen unveré&nderten
Wehrdisziplinarordnung (WDO) erforderlich macht.

Die bestehenden Regelungen der WDO werden dem Erfordernis einer schnellen sowie ef-
fizienten Erziehung der Soldatinnen und Soldaten nicht mehr ausreichend gerecht, die
Dauer gerichtlicher Disziplinarverfahren belastet die Soldatinnen und Soldaten, es fehlen
gesetzliche Moglichkeiten, sowohl zeitnah als auch angemessen auf Dienstpflichtverletzun-
gen zu reagieren. Die Aufrechterhaltung der militarischen Ordnung zur Gewahrleistung der
Funktionsfahigkeit der Streitkrafte ist dadurch erschwert. Dieser Gesetzentwurf nimmt ei-
nige als besonders zeitkritisch identifizierte Anderungen der WDO vor.

[l Wesentlicher Inhalt des Gesetzentwurfs

Mit den beabsichtigten Anderungen soll das Wehrdisziplinarrecht an die Anforderungen des
Grundbetriebes der Streitkrafte und die unterschiedlichen Einsatzszenarien einschlieflich
der Herausforderungen an Streitkrafte im Blndnis- und Verteidigungsfall angepasst wer-
den. Wesentlicher Inhalt des Gesetzentwurfs ist die Neufassung des Entlassungstatbestan-
des des § 55 Absatz 5 des Soldatengesetzes (SG). Zukiinftig soll es mdglich sein, Solda-
tinnen und Soldaten auf Zeit die die Tatbestandsvoraussetzungen erfiillen, bis zum Ablauf
des achten statt bisher vierten Dienstjahres fristlos zu entlassen, sofern es sich um beson-
ders schwere Falle handelt.

1. Alternativen

Keine.

\VA Gesetzgebungskompetenz

Der Bund hat die ausschliel3liche Gesetzgebungskompetenz nach Artikel 73 Absatz 1
Nummer 8 des Grundgesetzes (GG) fir die Rechtsverhaltnisse der im Dienst des Bundes
und der bundesunmittelbaren Korperschaften des 6ffentlichen Rechts stehenden Personen
und nach Artikel 73 Absatz 1 Nummer 1 GG fir die Verteidigung.
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V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und vdlkerrechtlichen
Vertragen

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europaischen Union und dem Voélkerrecht verein-
bar.

VI. Gesetzesfolgen

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Der Gesetzentwurf sieht keine Rechts- oder Verwaltungsvereinfachung vor.
2. Nachhaltigkeitsaspekte

Das Vorhaben hat keine Auswirkungen auf die Indikatoren und Ziele der Deutschen Nach-
haltigkeitsstrategie.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Durch das Gesetz entstehen ab dem Jahr 2021 geschétzte jahrliche Haushaltsausgaben in
Hohe von circa 33 Millionen Euro.

Dieser Betrag setzt sich zusammen aus jahrlichen Ausgaben in Hohe von circa 12 Millionen
Euro fur unentgeltliche Bahnfahrten im Fernverkehr und geschatzter jahrlicher Ausgaben
von circa 21 Millionen Euro fiir den unentgeltlichen Schienenpersonennahverkehr. Grund-
lage dieser Schatzungen ist eine rechnerische Annahme von circa 675 000 Bahnfahrten im
Fernverkehr.

Es ist beabsichtigt, zukiinftig den Soldatinnen und Soldaten auch unentgeltliche Fahrten im
Schienenpersonennahverkehr zu ermdglichen. Die entstehenden Kosten richten sich nach
den dann jeweils geschlossenen Vertragen.

Die durch die fur Soldatinnen und Soldaten unentgeltliche Nutzung von Bahnfahrten im
Fernverkehr entstehenden Kosten im Jahr 2020 sind bereits im Haushaltsplan 2020 veran-
schlagt und fallen nicht auf Grund des Gesetzes an. Grundlage flr diese Ausgaben ist eine
bereits geschlossene Vereinbarung mit der Deutschen Bahn AG. Diese getroffene Verein-
barung unterliegt einer jahrlichen Evaluierung der tatsachlichen Nutzung durch Soldatinnen
und Soldaten und damit verbundener Ausgaben.

4. Erfullungsaufwand

a) Erfullungsaufwand fur Burgerinnen und Birger

Fur Burgerinnen und Biirger entsteht kein Erflllungsaufwand, da das Gesetz keine diesbe-
zuglichen Regelungen enthalt.

b) Erfillungsaufwand fir die Wirtschaft

Der Wirtschaft entsteht kein Erfullungsaufwand, da sie von dem Gesetz nicht betroffen ist.

c) Erfillungsaufwand der Verwaltung

Durch die Einfuhrung des Rechts auf kostenfreies Bahnfahren in Uniform durch § 30 Ab-
satz 6 SG entsteht der Verwaltung ab dem Jahr 2021 ein geschétzter jahrlicher Erfullungs-
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aufwand in Hohe von 186 240 Euro. Grundlage dieser Schatzung ist ein unterstellter Per-
sonalaufwand von drei Dienstposten zur Bearbeitung aller notwendigen verwaltungsinter-
nen Arbeiten.

Im Ubrigen entsteht durch das Gesetz der Verwaltung des Bundes in der Gesamtschau
kein zusatzlicher Erfullungsaufwand. Der in Verbindung mit den Anderungen des SG oder
der WDO erforderliche jahrliche Erflllungsaufwand fiihrt jeweils zu einer gleichstarken Ent-
lastung der Verwaltung in einem anderen Zustandigkeitsbereich. Der Mehraufwand der
Bundeswehrverwaltung im Zusammenhang mit Mal3hahmen nach dem SG fuhrt mittelfristig
zu einer Entlastung der Truppendienstgerichte und unmittelbar zu einer Entlastung der je-
weiligen Einleitungsbehérde beziehungsweise der Wehrdisziplinaranwaltschaften. Die
Malnahmen im Zusammenhang mit der WDO fuhren lediglich zu einer Verschiebung des
Erfullungsaufwandes von Wehrdisziplinaranwaltschaften zu den Disziplinarvorgesetzten.

Der Mehraufwand durch die Verlangerung des Vierjahreszeitraums nach § 55 Absatz 5 SG
auf acht Jahre verringert im Ergebnis den Aufwand der Verwaltung im Rahmen der Bear-
beitung auf disziplinarrechtlicher Ebene in wenigstens gleichem Umfang. Die Félle, die
kiinftig im Rahmen des 8 55 Absatz 5 SG durch die dann zustandige Behotrde bearbeitet
werden, werden somit nicht mehr — wie derzeit — durch die zustandigen Einleitungsbehor-
den im Rahmen von Vorermittlungen eines gerichtlichen Disziplinarverfahrens bearbeitet.
Im Ergebnis verschiebt sich der Arbeitsaufwand innerhalb der Bundeswehr. Durch die Aus-
weitung der Entlassung als Personalmafinahme wird in einschlagigen Fallen sogar insge-
samt eine geringflgige Verringerung des jahrlichen Erfullungsaufwandes der Verwaltung
die Folge sein, da die Durchfihrung von zeit- und arbeitsintensiveren Vorermittlungen durch
die zustandigen Einleitungsbehérden dadurch obsolet wird.

Die Anderung beziiglich des Verhangungsverbotes des § 17 Absatz 2 WDO erméglicht
nunmehr eine einfache disziplinare Ahndung von langer zuriickliegenden Féallen. Bereits
vorher bestand die Pflicht, die erforderlichen Ermittlungen zu fiihren, so dass unabhangig
von der Mdglichkeit einer tatsdchlichen Ahndung langer zurlickliegender Dienstpflichtver-
letzungen auch ohne die Ausweitung von sechs auf zwolf Monate die zustandigen Stellen
durch die erforderlichen Ermittlungen grundsétzlich den gleichen Erfullungsaufwand haben,
nur ohne die Moglichkeit das ausermittelte Dienstvergehen zu ahnden.

Andere beabsichtigte Anderungen wirken sich nicht auf den Erfillungsaufwand der Verwal-
tung aus. Die Anderung zu § 102 Absatz 1 WDO fiihrt zu einer geringfligigen Entlastung
der zustandigen Truppendienstgerichte, da die Durchfiihrung der Hauptverhandlung durch
Erlass eines Disziplinargerichtsbescheides entfallt.

5. Weitere Gesetzesfolgen

Es entstehen keine unmittelbaren Auswirkungen auf Verbraucherinnen und Verbraucher.
Eine geringflgige finanzielle Entlastung der Truppendienstgerichte ist vor dem Hintergrund
zu erwarten, dass durch die Ausweitung des Anwendungsbereiches des § 55 Absatz 5 SG
zu erwarten ist, dass weniger Einzelfalle durch die Truppendienstgerichte zu entscheiden
sind. Gleichstellungspolitische oder demografische Auswirkungen sind nicht zu erwarten.

VII.  Befristung; Evaluierung
Eine Befristung ist nicht erforderlich.

Das Bundesministerium der Verteidigung wird das Regelungsvorhaben im Hinblick auf die
Auswirkungen der Anderung des § 55 Absatz 5 SG und des § 24 Absatz 1 WDO auf Ent-
lassungs- und Disziplinarverfahren nach fiinf Jahren evaluieren. Der Evaluierungsbericht
wird dem Verteidigungsausschuss des Deutschen Bundestages zur Verfligung gestellt wer-
den.
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B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Soldatengesetzes)
Zu Nummer 1
(8 30 Absatz 6)

Mit Satz 1 wird ein Anspruch der Soldatinnen und Soldaten gegen ihren Dienstherrn ge-
schaffen, ihnen die unentgeltliche Personenbeftérderung in 6ffentlichen Eisenbahnen zu er-
madglichen. Da mit diesem Anspruch das Ziel verfolgt wird, die Sichtbarkeit von Soldatinnen
und Soldaten in der Offentlichkeit zu erhéhen, ist das Tragen der soldatischen Uniform
wahrend der Befdrderung gesetzliche Anspruchsvoraussetzung. Der durch Satz 1 dem
Grunde nach gewahrte Anspruch bedarf hinsichtlich seiner tatbestandlichen Voraussetzun-
gen und seiner Ausgestaltung im Ubrigen der Konkretisierung durch eine Rechtsverord-
nung. In Abhéngigkeit von den unter Umstanden inhaltlich divergierenden Regelungen der
durch den Dienstherrn mit Dritten geschlossenen Vereinbarungen zur Beférderung bedir-
fen die Voraussetzungen, unter denen Soldatinnen und Soldaten unentgeltlich befordert
werden, der Detailregelung. Aus diesem Grund wird mit Satz 2 eine Ermachtigung zum
Erlass einer Rechtsverordnung geschaffen. Die Verordnung soll zugleich als Anknipfungs-
grundlage fur eine Regelung in § 40 Absatz 2 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes die-
nen, kraft deren die unentgeltlichen Personenbeférderungen pauschal mit 25 Prozent der
Aufwendungen des Arbeitgebers besteuert werden kénnen, wobei eine Minderung der Ent-
fernungspauschale der Soldatinnen und Soldaten ausgeschlossen wird. Diese beiden auf-
einander bezogenen Regelungen sollen am 1. Januar 2021 in Kraft treten.

Zu Nummer 2
(8 55 Absatz 5)

Mit der Anderung wird die derzeit auf die ersten vier Dienstjahre befristete Moglichkeit zur
Entlassung von Soldatinnen und Soldaten auf Zeit, die ihre Dienstpflichten schuldhaft ver-
letzt haben und deren Verbleiben in ihrem Dienstverhéltnis die personelle Funktionsfahig-
keit der Streitkrafte als Teil der militdrischen Ordnung oder das Ansehen der Bundeswehr
ernstlich gefahrden wiirde, fir besonders schwere Falle auf acht Jahre erweitert. Zweck der
Regelung war es von Beginn an, Dienstverhéaltnisse von Soldatinnen und Soldaten auf Zeit
in den ersten Dienstjahren wegen eines wiederholten oder schwerwiegenden Dienstverge-
hens unter erleichterten materiellrechtlichen und verfahrensrechtlichen Voraussetzungen
beenden zu kénnen, als zu einem spéateren Zeitpunkt des Dienstverhéltnisses. Anstelle ei-
ner disziplinargerichtlichen Entscheidung tritt der Erlass eines Verwaltungsaktes, gegen
den die betroffene Soldatin oder der betroffene Soldat verwaltungsgerichtlichen Rechts-
schutz suchen kann (vergleiche Bundestagsdrucksache 11/1700, S. 34 zu § 50 des Entwurfs
des Soldatengesetzes). Im Rahmen der materiellrechtlichen Prifung anlasslich eines Ent-
lassungsverfahrens nach § 55 Absatz 5 SG bedarf es keiner genauen Prifung der Schuld-
form (Vorsatz oder Fahrlassigkeit), wie es in einem gerichtlichen Disziplinarverfahren erfor-
derlich ware.

Nach bestehender Rechtslage kann eine Beendigung des Dienstverhéltnisses von Solda-
tinnen und Soldaten auf Zeit nach dem vierten Dienstjahr nur noch durch eine strafrechtli-
che Verurteilung (nach MaRgabe des § 48 SG) oder durch Entfernung aus dem Dienstver-
haltnis im Rahmen eines gerichtlichen Disziplinarverfahrens (8 58 Absatz 1 Nummer 5
WDO) herbeigefuhrt werden. Beide Verfahren brachten es regelmafiig mit sich, die Soldatin
oder den Soldaten noch Uber einen sehr langen, haufig Gber mehrere Jahre dauernden
Zeitraum im Dienstverhaltnis belassen zu missen. Gerade bei schwerwiegenden Dienst-
vergehen, die die militarische Ordnung oder das Ansehen der Bundeswehr ernstlich gefahr-
den, wie beispielsweise Félle von politischem Extremismus oder von Straftaten von erheb-
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licher Bedeutung, etwa im Zusammenhang mit sexuellem Missbrauch oder Kinderporno-
graphie, gewahrt die Neuregelung dem Dienstherrn unter besonderer Berlcksichtigung des
VerhaltnismaRigkeitsgrundsatzes mehr Flexibilitdét und Uber einen lAngeren Zeitraum die
Maoglichkeit, mit einer schneller wirksam werdenden Mal3nahme reagieren zu kénnen.

Weiterhin hat sich der Personalkérper der Bundeswehr seit dem Aussetzen der ver-
pflichtenden Einberufung zum Grundwehrdienst zum 1. Juli 2011 von Grund auf verandert:
Der erhebliche Anteil an Weiterverpflichtungen aus einem vorangegangenen Grundwehr-
dienst oder freiwilligen Wehrdienst von jahrlich rund 7 500 (2007 bis 2011) erméglichte es
bis dahin, sich anhand der zunachst wahrgenommenen ausschlieflich truppendienstlichen
Aufgaben ein hinreichend belastbares Bild tiber die Personlichkeit und die charakterliche
Eignung zu verschaffen. Mit dem Wandel hin zu einer reinen Freiwilligenarmee und dem
damit verbundenen Bedarf an Spezialisten, die regelmafig auf Grund mehrjahriger intensi-
ver Fachausbildungen in den ersten vier Dienstjahren kaum truppendienstliche Aufgaben
wahrnehmen, ist diese Moglichkeit weitgehend entfallen.

Auch die der Berufung in ein Wehrdienstverhéaltnis vorausgehenden eignungsdiagnosti-
schen Auswahlverfahren einschlie3lich formaler Priifungen des Filihrungszeugnisses oder
Auszugs aus dem Bundeszentralregister sowie die vor der erstmaligen Begriindung eines
Wehrdienstverhdaltnisses durchzufiihrenden Sicherheitstiberprifungen (8 37 Absatz 3 SG
und § 58b Absatz 2 in Verbindung mit § 37 Absatz 3 SG) reichen oftmals nicht aus, um ein
abschlielendes und umfassendes Bild zu erlangen. Mit dem Wandel der Bundeswehr zu
einer reinen Freiwilligenarmee haben sich insbesondere auch die durchschnittlichen Ver-
pflichtungszeiten maf3geblich ge&ndert. Diese Zeiten haben sich vor allem bei Mannschaf-
ten und Fachunteroffizieren in den letzten Jahren vergroRert, angestrebte Verpflichtungs-
zeiten von acht Jahren und langer sind die Regel. Dadurch erhéht sich der Anteil der Sol-
datinnen und Soldaten auf Zeit mit Dienstzeiten Uber vier Jahren, was neben allen positiven
Effekten auch dazu fihrt, dass der Dienstherr zur Beendigung des Dienstverhaltnisses nach
mehr als vierjahriger Zugehorigkeit regelmaliig auf langwierige gerichtliche Disziplinarver-
fahren angewiesen ist, um sich von Personen zu trennen, deren Verhalten ein weiteres
Verbleiben im Dienstverhéltnis einer Soldatin auf Zeit oder eines Soldaten auf Zeit nicht
zul@sst.

Die Verlangerung der Frist, in der Soldatinnen und Soldaten auf Zeit durch Verwaltungsakt
entlassen werden kénnen, ist auch verfassungsrechtlich zulassig. Insbesondere stellt die
Fristverlangerung keine unverhaltnismalige Beeintrachtigung der Interessen der Soldatin-
nen und Soldaten an einer Verfestigung ihres Dienstverhaltnisses dar. Auch nach einer
Dienstzeit von bis zu acht Jahren bestehen keine Griinde, dass das Wehrdienstverhaltnis
allein durch straf- oder disziplinargerichtliches Urteil beendet werden kann, wenn es sich
um besonders schwerwiegende Falle handelt. Mit besonders schweren Féallen sind hier
Falle gemeint, die auch in einem gerichtlichen Disziplinarverfahren zur Beendigung des
Dienstverhaltnisses fuhren wirden, weil andernfalls die Gefahr eines schweren Schadens
fur die militéarische Ordnung oder das Ansehen der Bundeswehr bestiinde, also Félle gra-
vierender Dienstpflichtverletzungen wie zum Beispiel verfassungsfeindliche, rassistische o-
der antisemitische Betatigung, schwere Misshandlung Untergebener oder schwere Falle
von sexuellem Missbrauch oder Umgang mit Kinderpornographie.

Die derzeit geltende Beschrankung der Entlassungsmaéglichkeit auf die ersten vier Dienst-
jahre wurde urspriinglich damit begriindet, dass ,bei langerer Dienstzeit ... die Versor-
gungsrechte des Soldaten starker" seien (Bundestagsdrucksache 11/1700, S. 34 zu § 50).
In diesem Zusammenhang ist festzustellen, dass bis zur Novellierung der WDO durch das
Gesetz vom 9. Juni 1961, BGBI. | S. 689) nach § 114 WDO a. F. gerichtliche Disziplinar-
verfahren gegen Soldatinnen und Soldaten auf Zeit, die nach § 55 Absatz 5 SG entlassen
werden konnten, unzulassig waren. Auf Dienstvergehen, die mit einer einfachen Diszipli-
narmaflnahme nicht angemessen geahndet werden konnten, war demzufolge regelmafig
mit einer Entlassung nach 8 55 Absatz 5 SG einschliel3lich der damit verbundenen versor-
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gungsrechtlichen Folgen zu reagieren. Auf Grund dieser Exklusivitat wurde die fristlose Ent-
lassung auf die ersten vier Dienstjahre beschrankt. Mit der Anderung der WDO ist die frist-
lose Entlassung aber nicht mehr alternativios. Vielmehr I&asst sich unter Anwendung des
VerhaltnismaRigkeitsprinzips bei einem Dienstvergehen von einer Entlassung absehen und
stattdessen auf eine gerichtliche DisziplinarmalRnahme unterhalb der Entfernung aus dem
Dienst hinwirken (vergleiche BVerwGE 91, 62; BVerwG, NJW 1984, 938). Da somit nicht
jedes Dienstvergehen, bei dem eine einfache DisziplinarmaRnahme unzureichend er-
scheint, zwingend zur Entlassung fiihrt, sondern auch mit einer anderen gerichtlichen Dis-
ziplinarmalRnahme ohne einschneidende versorgungsrechtliche Konsequenzen geahndet
werden kann, sprechen insoweit versorgungsrechtliche Aspekte nicht pauschal gegen die
Verlangerung der Frist. Vielmehr ist auch bei Anwendung der Entlassungserméchtigung
des 8 55 Absatz 5 SG die Dauer der bereits geleisteten Dienstzeit mit in die Erwégungen
einzubeziehen. Ist dagegen auch unter Beachtung des Verhaltnismafigkeitsprinzips die
Entlassung geboten, sind insoweit auch die damit verbundenen versorgungsrechtlichen
Konsequenzen gerechtfertigt.

Im soldatischen Dienst ist der Status von Soldatinnen und Soldaten auf Zeit — nicht zuletzt
im Interesse der Gewahrleistung einer ausgewogenen Altersstruktur in den Streitkraften —
die Regel. Die Mehrheit der Soldatinnen und Soldaten auf Zeit hat weder eine Mdglichkeit,
Berufssoldatin oder Berufssoldat zu werden, noch strebt sie eine Bindung an die Streitkrafte
fur die gesamte Dauer ihres Berufslebens an. Von vornherein haben Soldatinnen und Sol-
daten auf Zeit deshalb in ihre persénliche Lebensplanung auch berufliche Anschlussver-
wendungen aulRerhalb der Streitkrafte mit einzubeziehen.

Die fristlose Entlassung nach § 55 Absatz 5 SG dient dem Schutz der militarischen Ordnung
oder des Ansehens der Bundeswehr und ist keine Disziplinarmaf3nahme zur Erhaltung der
beruflichen Integritat von Soldatinnen und Soldaten auf Zeit.

§ 55 Absatz 5 SG ist nur anwendbar auf Soldatinnen und Soldaten auf Zeit, die sich gerade
nicht wie eine Berufssoldatin oder ein Berufssoldat auf Lebenszeit an den Dienstherrn ge-
bunden haben. Im Rahmen der erforderlichen Abwagung der betroffenen Interessen uber-
wiegt in gravierenden Féallen das Interesse des Dienstherrn am Schutz der militarischen
Ordnung sowie des Ansehens der Bundeswehr auch innerhalb von acht Dienstjahren das
Interesse einer Soldatin oder eines Soldaten am Erhalt ihrer oder seiner zwischenzeitlich
erworbenen Versorgungsrechte. Die Einfihrung des ,besonders schweren Falles" im Rah-
men des neu formulierten § 55 Absatz 5 Satz 2 SG als Tatbestandsvoraussetzung fir eine
Entlassung bis zum achten Dienstjahr stellt zudem sicher, dass in entsprechenden Fallen
in besonderer Weise dem VerhaltnismaRigkeitsgrundsatz Rechnung getragen wird. Dar-
Uber hinaus ist die Erstellung einer Ausfilhrungsbestimmung zu § 55 Absatz 5 SG beab-
sichtigt, um weiterhin eine rechtskonforme Anwendung durch die zustandigen Dienststellen
sicherzustellen.

Anders als bei Berufssoldatinnen oder Berufssoldaten ist die Rechtsstellung einer Soldatin
auf Zeit oder eines Soldaten auf Zeit im Rahmen eines lediglich befristeten Dienstverhalt-
nisses, welches gleichzeitig auch das Alleinstellungsmerkmal dieser Statusgruppe ist, auch
nach acht Jahren noch nicht als derart gefestigt anzusehen, dass ihr Dienstverhaltnis aus-
schlieBlich unter den besonderen verfahrensrechtlichen Voraussetzungen, die nach der
Wehrdisziplinarordnung fir eine Entfernung aus dem Dienstverhaltnis gelten, beendet wer-
den darf. Das Vertrauen auf den Fortbestand eines Dienstverhaltnisses ist bei Soldatinnen
und Soldaten auf Zeit geringer als bei Berufssoldatinnen und Berufssoldaten. Dies recht-
fertigt bei Soldatinnen und Soldaten auf Zeit in besonders schweren Féllen eine Entlas-
sungsmaglichkeit in den ersten acht Dienstjahren.
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Zu Nummer 3
(8 93 Absatz 2)
Zu Buchstabe a

Die neue Nummer 3 enthdlt eine Zustandigkeitsregelung zu der durch Nummer 1 mit § 30
Absatz 6 Satz 2 neu geschaffenen Ermachtigung zum Erlass einer Rechtsverordnung. Da
diese Rechtsverordnung ausschlief3lich den Anspruch von Soldatinnen und Soldaten gegen
ihren Dienstherrn nach 8 30 Absatz 6 Satz 1 konkretisiert und andere Ressorts somit nicht
unmittelbar betroffen sind, wird die Zustdndigkeit, die Rechtsverordnung zu erlassen, dem
Bundesministerium der Verteidigung Ubertragen. Dieses nimmt flr die Bundesrepublik
Deutschland regelmé&Rig die Rechte und Pflichten des Dienstherrn gegeniber den Solda-
tinnen und Soldaten wahr.

Zu Buchstabe b

Folgeanderung zu Buchstabe a.

Zu Artikel 2 (Anderung der Wehrdisziplinarordnung)
Zu Nummer 1

(Inhaltsuibersicht)

Sprachliche und rechtsférmliche Anderungen.
Zu Nummer 2

(Paragrafen- und Zwischenuberschriften)
Folgeanderungen zu Nummer 1.

Zu Nummer 3

(817)

Grundsatzlich soll die Disziplinierung im Rahmen einer einfachen Disziplinarmalinahme der
Erziehung der Soldatin oder des Soldaten dienen. Das Verhdngungsverbot des Absatzes 2
beruht auf der Uberlegung, dass eine disziplinarrechtliche MaRregelung von leichten und
mittelschweren Dienstvergehen nach Ablauf einer gewissen Zeitspanne diesen erzieheri-
schen Zweck nicht mehr erflillt.

In der Praxis verhinderte die derzeitige Sechsmonatsfrist jedoch haufig eine tat- und schuld-
angemessene Ahndung bestimmter Dienstvergehen. Insbesondere in Féllen des Mob-
bings, bei Fehlverhalten von Ausbilderinnen und Ausbildern gegeniiber Rekrutinnen und
Rekruten und bei Fallen von sexuellen Belastigungen, die nicht die Schwelle zum schweren
Dienstvergehen und damit zur Einleitung eines gerichtlichen Disziplinarverfahrens uber-
schritten haben, wird der Sachverhalt haufig erst so spéat bekannt, dass eine Ahndung durch
eine einfache DisziplinarmalBnahme innerhalb der Sechsmonatsfrist nicht mehr erfolgen
kann.

Daher soll die Verhangungsfrist auf zwélf Monate verlangert werden, um den tatsachlichen
Gegebenheiten im taglichen Dienst gerecht zu werden und der oder dem Disziplinarvorge-
setzten die notwendigen Mittel an die Hand zu geben, Dienstvergehen angemessen zu
ahnden. Der Handlungsspielraum der Disziplinarvorgesetzten wird insofern vergrofRert und
ihre erzieherischen Einwirkungsmdéglichkeiten werden erweitert. Dies wirkt sich ebenfalls
auf die Ahndung solcher Dienstvergehen aus, die grundsatzlich zwar auch noch im Rahmen
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einer einfachen DisziplinarmalRnahme ahndbar waren, auf Grund der derzeitigen Verfris-
tung nach sechs Monaten in der Praxis jedoch durch eine gerichtliche Disziplinarmal3-
nahme geahndet werden.

Auch mit der beabsichtigten Fristverlangerung wird dem Erziehungsgedanken des Diszipli-
narrechts noch ausreichend Rechnung getragen.

Zu Nummer 4

(8 21)

Mit der Anderung wird eine sprachliche Modernisierung des betroffenen Satzes erreicht.
Zu Nummer 5

(8 24)

Zu Buchstabe a

Die Disziplinarbul3e hat sich als grundséatzlich effektiv bewéhrt, da sie den Disziplinarvor-
gesetzten ermdglicht, eine erzieherisch notwendige und gleichzeitig an den Umstanden des
Einzelfalls gut ausrichtbare Disziplinarmaf3Bnahme zu verhangen. Eine auf Grund der még-
lichen Hohe noch wirksamere Sanktion kann somit zeithah zum Dienstvergehen verhangt
werden.

Mit der Gesetzesanderung wird keine Verscharfung des Disziplinarrechts in dem Sinne be-
absichtigt, dass kunftig fur bestimmte Dienstvergehen héhere Disziplinarbuf3en verhangt
werden solle, als nach der bisherigen Rechtslage. Vielmehr soll die Anwendungsbreite der
DisziplinarbuRe vergréZert werde und somit die Liicke zwischen der in der Praxis regelméa-
Big schnell méglichen Verhangung einer einfachen DisziplinarmaBnahme und der mogli-
chen Alternative einer Kiirzung der Dienstbeziige im Rahmen eines zeitintensiven und die
betroffenen Soldatinnen und Soldaten noch starker belastenden gerichtlichen Disziplinar-
verfahrens verkleinert werden. Bestimmte Kategorien von Dienstvergehen werden zukinf-
tig somit erheblich schneller sanktioniert werden, was sowohl zu einer Entlastung der Trup-
pendienstgerichte als auch zu einer schnelleren Beendigung der Belastungen eines laufen-
den Verfahrens fiir die betroffenen Soldatinnen und Soldaten fuhrt. Im Ergebnis kann dann
schneller und damit im Sinne des Erziehungsgedankens besser sowie tat- und schuldan-
gemessener auf entsprechende Dienstvergehen reagiert werden. Die Erhéhung der
Hochstgrenze der DisziplinarbuRe erweitert somit den Handlungsspielraum der Disziplinar-
vorgesetzten vor dem Hintergrund der jeweils erzieherisch gebotenen Malnahme um hier-
durch den spezifisch soldatischen, dienstrechtlichen Erfordernissen des Alltags schnell und
effektiv begegnen zu kdnnen.

Die grundsatzliche Festlegung einer Hochstgrenze fur die Bemessung der Disziplinarbul3e
dient dem Schutz der Soldatin und des Soldaten vor einem Uberméafligen Eingriff in die
wirtschaftlichen Verhaltnisse und ist weiterhin notwendig. Die Erhdhung auf den zweimo-
natigen Betrag der Dienstbezlige beziehungsweise des Wehrsoldes als Hochstgrenze be-
droht aber noch nicht die wirtschaftliche Existenz der betroffenen Soldatinnen und Soldaten,
so dass der Schutzzweck der Norm gewahrt bleibt. Den individuellen wirtschaftlichen Ver-
haltnissen der Betroffenen kdnnen unverandert durch die gesetzlich bereits vorgeschrie-
bene Berlcksichtigung der individuellen wirtschaftlichen Lage und die Moglichkeit der Zu-
lassung von Ratenzahlungen adaquat Rechnung getragen werden.

Zu Buchstabe b
Die Beschrankung auf den Betrag, der den Soldatinnen und Soldaten fir die Dauer des

Wehrdienstverhaltnisses zusteht, ist eine Folge&nderung zur Erhdhung der Hochstgrenze
der Disziplinarbul3e.
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Zu Nummer 6

(8 28)

Berichtigung eines Redaktionsversehens.

Zu Nummer 7

(8 30)

Zu Buchstabe a

Anpassung des Wortlauts an § 30 Absatz 1 Nummer 3.

Zu Buchstabe b

Berichtigung eines Redaktionsversehens.

Zu Nummer 8

(8 31)

Berichtigung eines Redaktionsversehens.

Zu Nummer 9

(8 40)

Zu Buchstabe a

Sprachliche Anderung.

Zu Buchstabe b

Sprachliche Anderung.

Zu Nummer 10

(8 92 Absatz 2)

Bei der Aufnahme von Vorermittlungen nach § 92 Absatz 1 werden personenbezogene Da-
ten der betroffenen Soldatinnen und Soldaten beziehungsweise friheren Soldatinnen und
Soldaten erhoben. Der Umfang der Datenerhebung richtet sich nach dem vorgeworfenen
Dienstvergehen und den weiteren Umstanden des Einzelfalls. Gegebenenfalls kann auch
die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten im Sinne des Artikels 9
Absatz 1 der Datenschutz-Grundverordnung erforderlich sein. Regelmafig sind, sofern der
Ermittlungszeck nicht gefahrdet wird, die Rechtsgrundlage der Verarbeitung, die fir die Da-
ten geltende Speicherdauer, die Kategorien von Empféngern der personenbezogenen Da-
ten sowie weitere Informationen nach § 55 des Bundesdatenschutzgesetzes zu Ubermit-

teln.

Mit der Anderung werden die zum Schutz des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung
bestehenden datenschutzrechtlichen Informationspflichten und Auskunftsrechte in Einklang
gebracht mit den dienstlichen Interessen an der sachgerechten und effizienten Durchfiih-
rung der Vorermittlungen. Insoweit werden die fur die Vorermittiungen geltenden Regelun-
gen an die bereits bestehenden spezialgesetzlichen Vorgaben fiir das einfache Disziplinar-
verfahren und das gerichtliche Disziplinarverfahren angepasst.
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Zu Nummer 11
(8 102)

Mit dem durch das Zweite Gesetz zur Neuordnung des Wehrdisziplinarrechts und zur An-
derung anderer Vorschriften vom 16. August 2001 (BGBI. | S. 2093) eingeftihrten Diszipli-
nargerichtsbescheid wurde die Mdglichkeit geschaffen, gerichtliche Disziplinarverfahren
beschleunigt zu beenden, die in tatsachlicher und rechtlicher Hinsicht keine besonderen
Schwierigkeiten aufweisen. Dies betrifft insbesondere Verfahren, bei denen eine Hauptver-
handlung weder zur Sachaufklarung noch zur erzieherischen Einwirkung auf die Soldatin
oder den Soldaten erforderlich erscheint. Durch Artikel 7 Nummer 20 Buchstabe a Doppel-
buchstabe aa des Wehrrechtsanderungsgesetzes 2008 vom 31. Juli 2008 (BGBI. | S. 1629)
ist der Anwendungsbereich auf friilhere Soldatinnen und Soldaten erweitert worden.

Uber den derzeit zur Verfligung stehenden MaRnahmenkatalog hinaus soll gegen Solda-
tinnen und Soldaten sowie friihere Soldatinnen und Soldaten kiinftig auch eine Dienstgrad-
herabsetzung mittels Disziplinargerichtsbescheids verhangt werden kdnnen. Dies schafft
eine weitere Moglichkeit zur Beschleunigung gerichtlicher Disziplinarverfahren, was zur
Entlastung von Truppendienstgerichten und somit zur schnellen Beendigung von gerichtli-
chen Disziplinarverfahren fiihrt. Letzteres liegt auch im Interesse der betroffenen Soldatin-
nen und Soldaten, da hiermit die schnelle Beendigung der mit einem laufenden Verfahren
verbundenen Belastungen erreicht wird.

Die bestehenden Rechte der am Verfahren Beteiligten bleiben auch nach der Gesetzesan-
derung unveréndert gewahrt, da immer dann eine Hauptverhandlung durchzufiihren ist,
wenn Verfahrensbeteiligte dem beabsichtigten Erlass eines Disziplinargerichtsbescheids
widersprechen. Auf Grund dieses Umstandes und um die beabsichtigte Verfahrensbe-
schleunigung auch fur laufende Verfahren sicherzustellen, ist die Anwendbarkeit der Ge-
setzesanderung auch bei bereits laufenden Disziplinarverfahren ergffnet.

Zu Nummer 12

(8 112)

Folgeanderung zu Nummer 2.

Zu Nummer 13

Folgeanderung zu Artikel 1.

Zu Nummer 14

(8 146)

Folgeanderung zu Nummer 2.

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten)

Die Vorschrift enthalt die tbliche Inkrafttretensregelung.



	0444-20
	0444-20-text
	a) Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger
	b) Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft
	c) Erfüllungsaufwand der Verwaltung


